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Wo Opfer die Täter konfrontieren
VON HANNES STEPPUTAT

Ob Streit in der Partnerschaft, 
unüberbrückbare Differenzen 
auf der Arbeit oder Ärger mit 
dem ollen Nachbarn, der immer 
die Büsche stutzt, die angeblich 
auf sein Grundstück wachsen – 
Konflikte gibt es überall. Wenn 
sie eskalieren, es zu Beleidigun­
gen oder Handgreiflichkeiten 
kommt, kann Mediation helfen, 
damit beide Seiten wieder mit­
einander umzugehen lernen. Im 
Strafverfahren heißt das Täter-
Opfer-Ausgleich (TOA).

Der TOA ist seit 1994 Bestand­
teil des deutschen Strafrechts 
und stellt die Umsetzung des 
Konzepts der „Restorative Jus­
tice“ dar, was so viel wie „wieder­
herstellende Gerechtigkeit“ be­
deutet. Deren Grundidee ist es, 
weniger zu strafen, sondern eine 
Konfliktbeilegung zwischen den 
beteiligten Parteien direkt zu er­
reichen. 

Hilfreich für beide Seiten
Vor allem die Perspektive der 
Opfer soll dabei gestärkt wer­
den. Denn im klassischen Straf­
prozess bestraft der Staat den 
Regelbruch des Täters, wäh­
rend das Opfer davon wenig 
hat. Neben der Hilfe, den emo­
tionalen Auswirkungen der Tat 
auf das Opfer Rechnung zu tra­
gen, soll ein TOA auch präven­
tive Wirkung haben: Wenn beide 
Seiten aktiv an der Aufarbei­
tung der Tat beteiligt sind und 
ihre Interessen berücksichtigt 
werden, sinkt die Wahrschein­
lichkeit, dass es in der Folge zu 
weiteren Straftaten kommt. In 
der Praxis führt ein erfolgreich 
durchgeführter TOA häufig zu 
einer Strafmilderung oder so­
gar zur Einstellung des Verfah­
rens. 

Doch ein TOA kann nur er­
folgreich sein, wenn beide Sei­
ten – vor allem jedoch das Opfer 

– freiwillig teilnehmen. Zudem 
müssen der oder die Täter bereit 
sein, Verantwortung für die Tat 
zu übernehmen. Deshalb kann 
ein laufender TOA jederzeit ab­
gebrochen werden. 

Angeregt wird ein TOA meist 
von der Staatsanwaltschaft. Sie 
bietet den Konfliktparteien an, 
sich außergerichtlich und mit 
professioneller Begleitung zu 
einigen und den Konflikt bei­
zulegen. Dabei sollen die Inte­
ressen aller Beteiligten berück­
sichtigt und auch Ursachen, die 
womöglich erst zu dem Konflikt 
geführt haben, beseitigt wer­
den. Vereinbarungen zur Wie­
dergutmachung gehören eben­
falls dazu. 

TOA nur in einem  
Bruchteil der Fälle
Die Anregung erfolgt meist 
noch im Ermittlungsverfah­
ren, bevor überhaupt Anklage 
erhoben wurde. Grundsätzlich 
ist ein TOA aber in jeder Phase 
eines Strafverfahrens möglich 
– auch vor Gericht. Von wem 
ein TOA schließlich durchge­
führt wird, ist unterschiedlich. 
In Schleswig-Holstein sind die 
Jugendämter, die Gerichtshilfe 
und freie Träger für TOAs zu­
ständig, in Niedersachsen der 
Ambulante Justizsozialdienst 
und freie Konfliktschlichtungs­
stellen. 

Besonders häufig wird er je­
doch offenbar nicht eingesetzt. 
So sind in Schleswig-Holstein 
im Jahr 2015 nach Angaben 
des Justizministeriums etwa 
1.800 TOAs durchgeführt wor­
den. Bezogen auf die Gesamt­
zahl der Ermittlungsverfahren 
entspricht das etwa 1,1 Prozent. 
In Niedersachsen waren es im 
selben Zeitraum knapp 2.600 
oder nicht einmal 0,5 Prozent 
und in Mecklenburg-Vorpom­
mern gar nur 210 Fälle (0,2 Pro­
zent). 

Bei Gewalttaten von  
Neonazis nicht geeignet
TOAs sind nicht immer sinnvoll, 
zum Beispiel bei rechter Gewalt. 
Der Arbeitskreis der Opferhil­
fen, ein Zusammenschluss der 
Einrichtungen, die sich speziell 
um Betroffene rechter Gewalt 
kümmern, hält TOAs für unge­
eignet, „wenn die Tat aus ideo­
logischer Überzeugung verübt“ 
worden ist. So steht es in einem 
Tagungsband des Arbeitskreises 
zum Verhältnis von Opferhilfe 
und TOA. Denn Voraussetzung 
für eine erfolgreiche Vermitt­
lung ist die Bereitschaft des Tä­
ters, die Verantwortung für sein 
Handeln zu übernehmen und 
sein Unrecht anzuerkennen. 

Weitere Besonderheiten rech­
ter Gewalt erschweren einen er­
folgreichen TOA: So sind die Be­
troffenen häufig generell in der 
Defensive und mit alltäglicher 
Diskriminierung, Gewalt und 
Bedrohungen konfrontiert. 
Dem im Rahmen eines TOA ge­
recht zu werden, hält der Ar­
beitskreis für schwierig. Den­
noch kann ein TOA auch hier 
hilfreich sein, wenn sich Täter 
und Opfer persönlich kennen 
und eine Einigung es den Be­
troffenen ermöglicht, zukünf­
tig ohne Angst im selben Ort 
wie der Täter zu leben. Voraus­
setzung sei jedoch, dass dieser 
nicht ideologisch gefestigt ist, 
so die Einschätzung des Arbeits­
kreises. 

Auch bei Sexualdelikten 
werde der TOA nur ungern ein­
gesetzt, sagt Bernd-Dieter Meier, 
Professor für Strafrecht an der 
Universität Hannover, denn die 
meisten Sexualdelikte würden 
im Beziehungsumfeld began­
gen. Wenn sich die oder der Be­
troffene dann zu einer Strafan­
zeige entschließt, sei die Linie 
oft überschritten, bis zu der ein 
TOA noch sinnvoll sein könnte, 
sagt Meier. 

Gewalttaten im Beziehungsumfeld: Hier gerät das Instrument des „Täter-Opfer-Ausgleichs“ an seine Grenzen, ebenso bei Gesinnungstaten etwa von Neonazis  Foto: Maurizio Gambarini/dpa

STRAFALTERNATIVE 
Neben der 
klassischen 
Bestrafung gibt es 
im deutschen Recht 
die Möglichkeit des 
Täter-Opfer-
Ausgleichs. 
Experten für 
Strafrecht fordern, 
ihn viel häufiger 
einzusetzen. Bei 
sexueller Gewalt 
oder ideologischen 
Straftaten von 
Neonazis ist der 
TOA allerdings nicht 
geeignet

FUG UND RECHT

Vererbung von E-Mail-  
und Facebook-Konten
Der Deutsche Anwaltverein 
(DAV) fordert für Erben ein vol­
les Zugriffsrecht auf den digita­
len Nachlass. Es geht dabei bei­
spielsweise um Konten sozia­
ler Medien wie Facebook oder 
E-Mails. Konten müssten be­
endet oder wichtige Mails ge­
sichert werden können. Die 
Rechtslage sei alles andere als 
eindeutig. Der DAV fordert eine 
Änderung des Telekommunika­
tionsgesetzes mit dem Fernmel­
degeheimnis, um Grundsätze 
des Erbrechts uneingeschränkt 
auf digitale Nachlässe anwen­
den zu können. (dpa)

Neue Regeln für  
Gerichtsberichterstattung
Die von der Regierung geplante 
Reform zur Öffnung von Ge­
richtsverfahren für die Medien 
muss nach Ansicht des Bundes­
rates nachgebessert werden. In 
einer Stellungnahme hat die 
Länderkammer Mitte Oktober 
gefordert, dass Verhandlungen 
für Medienvertreter nur dann 
in einen separaten Raum per 
Ton übertragen werden dürf­
ten, wenn es tatsächlich Kapa­
zitätsengpässe in den Sitzungs­
sälen gebe. Ohne Anlass soll es 
gerichtsinterne Übertragungen 
„auf keinen Fall“ geben. Die Re­
gierung will das seit 1964 be­
stehende Verbot von Ton- und 
Rundfunkaufnahmen von Ge­
richtsverhandlungen und Ur­
teilsverkündungen lockern. Die 
Regierung kann sich zu der Stel­
lungnahme bis Ende November 
äußern. (dpa)

Besonders wertvoll sei das In­
strument im Jugendstrafrecht, 
sagt eine Jugendrichterin am 
Amtsgericht Rostock: „Wir ver­
suchen es so oft wie möglich 
einzusetzen, weil es gerade bei 
Jugendlichen erzieherisch sehr 
sinnvoll ist.“ Auch für die Opfer 
sei es häufig wichtig, den Täter 
vor sich zu haben und „mal was 
loswerden zu können“, sagt die 
Richterin. „Sie verlieren so die 
Angst vor dem ‚unbekannten 
Täter‘“. 

Zweifel vom Streetworker
Ein Rostocker Sozialarbeiter, 
der auch als Mediator in Straf­
rechtssachen tätig ist und un­
genannt bleiben möchte, schil­
dert das anders: „Alle sagen ‚Ja, 
das ist gut‘, aber die Zahlen spre­
chen eine andere Sprache.“ Seit 
Jahren überweisen die Staatsan­
waltschaften in Mecklenburg-
Vorpommern immer weniger 
Fälle, sei sein Eindruck. „Der 
TOA wird viel zu wenig genutzt, 
dabei könnten viele Fälle so ge­
löst werden.“ Selbst bei schwe­
ren Straftaten könnte der TOA 
helfen – auch den Hinterblie­
benen bei Tötungsdelikten. 

Das sieht auch Professor 
Meier so: „Wir brauchen den TOA 
viel mehr, auch bei schweren 
Delikten und auch nach Verur­
teilungen.“ Gerade im Jugend­
strafrecht werde der TOA gera­
dezu unter Wert verkauft. 

Unter der Bezeichnung „op­
ferbezogene Vollzugsgestal­
tung“ werde seit einigen Jahren 
die Ausweitung des TOA-Gedan­
kens auf schwere Straftaten und 
die Zeit nach der Verurteilung 
diskutiert, sagt Meier. Denn 
Opfern und Hinterbliebenen 
schwerer Straftaten helfe ein Ur­
teil allein nicht unbedingt. Eine 
Auseinandersetzung mit dem 
Täter und des Täters mit der Tat 
könnte ihnen weit mehr brin­
gen, ist er überzeugt.

VON ELISABETH NÖFER

Fünfzig Prozent der Hartz-IV- 
Bescheide seien fehlerhaft, 
sagt „Rightmart“-Gründer Mar­
kus Klock. Die Bremer Anwalts­
kanzlei bietet mithilfe einer 
Software kostenlos deren Über­
prüfung an. Laut Klock mit ei­
ner Erfolgsquote von 43 Prozent.

Das könnte die Rechtsbera­
tung stark verändern. Besonders 
in Hamburg und Bremen, wo 
die Beratungsstellen überlau­
fen seien, sagt Klock. Diese Stel­
len berieten ohne Expertenwis­
sen in allen Rechtsbereichen. In 
anderen Bundesländern stelle 
das Amt Scheine aus, mit denen 
Hartz-IV-EmpfängerInnen zum 
Anwalt gehen können. 

Hartz-IV-Fälle lohnen sich 
für Kanzleien kaum
Solche Fälle lohnten sich für 
Kanzleien kaum, weil sie für 
Routinearbeiten keine hohen 
Stundensätze verlangen kön­
nen, sagt „Rightmart“-Anwalt 
Jan Frederik Strasmann. Daher 
blieben viele Mandate liegen.

Für Strasmann und seine Kol­
legen dagegen lohnt sich das An­
gebot, obwohl die Ersteinschät­
zung kostenlos ist: Denn wenn 
die Kanzlei Widersprüche gegen 
Bescheide gewinnt, zahlt das 
Jobcenter die Anwaltskosten. 
Seit Firmenstart Anfang Mai hat 
„Rightmart“ rund 5.000 Man­
date betreut – laut Klock über 
100 Bescheide pro Tag.

Online-Prüfung kann kei-
nen Anwalt ersetzen
Konkret läuft die Überprüfung 
ber eine Online-Plattform, auf 
der Kunden ihre Daten einge­
ben. Aufgrund des computerge­
nerierten Schriftsatzes fertigen 
die Rechtsanwälte dann einen 
Widerspruch gegen das Jobcen­
ter an. „Keine andere Kanzlei 
steckt so viel Wissen in den ein­
zelnen Fall“, sagt Klock. Aller­
dings könne die Software nicht 

– wie zunächst gedacht – einen 
Anwalt ersetzen, sagt Klock. „Als 
professioneller Assistent gestal­
tet sie nur den Workflow.“ Durch 
die Automatisierung sei das Ser­
vicelevel aber deutlich höher. 
Tatsächlich liegt die Kanzlei auf 
dem Bewertungsportal trustpi­
lot.com bei 9.6 von 10 Punkten.

Erwerbslosenverband 
Bremen hegt Zweifel
Herbert Thomsen vom Bremer 
Erwerbslosenverband (BEV) 
hegt Zweifel. Der ehrenamtliche 
Berater hält eine Erfolgsquote 
von 43 Prozent für unrealistisch. 
„Die Software kann nur einfache 
Standardfehler und falsche Ein­
gaben prüfen“, sagt er.

Meist gehe es aber nicht um 
technische Fehler, sondern um 
politische Sanktionen. Bei vie­
len Geflüchteten und Menschen 
aus den neuen EU-Ländern gehe 
es also eher darum zu verste­
hen, wie hiesige Ämter funkti­
onierten, und dann die richtigen 
Schritte zu tun.

Das aber vermittle sich am 
besten im persönlichen Ge­
spräch. Der BEV bietet hier zum 
Beispiel Beratung auf Türkisch, 
Bulgarisch, Serbokroatisch und 
gelegentlich Arabisch an.

Ehrenamtler schaffen 3.500 
Beratungen im Jahr
Beim BEV schaffen drei Ehren­
amtliche 3.500 Beratungsge­
spräche im Jahr. Dafür müssten 
die Kunden auch schon mal zwei 
Stunden warten. Bis November 
ist allerdings Pause, denn die 
private Förderung reicht mo­
mentan nicht aus, und der Ver­
ein möchte unabhängig von 
staatlicher Finanzierung arbei­
ten. 

Beraterin Gitta Barufke hält 
die Arbeitslosenberatung in 
Bremen hingegen für beson­
ders gut aufgestellt. Sie arbeitet 
bei der Aktionsgemeinschaft Ar­
beitsloser Bürger und Bürgerin­
nen e. V. (Agab), die gemeinsam 

Neue Software soll 
Rechtsberatungen ersetzen
DIGITALISIERUNG Eine Bremer Kanzlei bietet online die kostenlose Prüfung von Hartz-IV-
Bescheiden an. Gewinnt sie den Widerspruch, zahlt das Jobcenter die Anwaltkosten. 
Beratungsstellen finden, der Computer könne das Live-Gespräch nicht ersetzen

Hartz-IV-Schriftverkehr: Eine Software soll Jobcenter-Bescheide überprüfen – die Vereinzelung der Betroffenen verhindert sie nicht  Foto: Paul Zinken/dpa

mit sechs anderen Stellen aus 
dem europäischen Sozialfonds 
gefördert wird. 

„Rightmart“-Angebot in 
Maßen sinnvoll
Trotzdem hält sie das Online-
Angebot von „Rightmart“ für 
hilfreich, weil es in anderen 
Bundesländern keine Bera­
tungsstellen gebe. Außerdem 
sei eine Beratungsstelle nicht 
mit der Online-Überprüfung 
von Bescheiden vergleichbar. 
Für die vielen mangelhaften 
Bescheide „mit absurden Feh­
lern“ sei völlig in Ordnung, die 
Prüfung der Bescheide zu rati­
onalisieren. 

Viele Hartz-IV-Empfänger 
kämen jedoch mit komplexen 
Problemen und ungeordne­
ten Papieren. „Erklärung und 
Übersetzungsarbeit kann das 
Online-Angebot nicht leisten“, 
meint Barufke. Auch könne die 
softwaregestützte Kanzlei nicht 
die Lobbyarbeit der Beratungs­
stellen ersetzen. So treffe sich 
Agab regelmäßig mit der Lei­
tung des Jobcenters, um Pro­
bleme zu öffentlich zu machen 
und zu besprechen.

Online-Angebot künftig 
auch für Abmahnungen
Andererseits führe die Software 
von „Rightmart“ ja auch zu ei­
ner besseren Arbeit der Jobcen­
ter, die durch die komplexen Re­
gelungen, Personalmangel und 
mangelnde Schulung der Sach­
bearbeiterInnen die Fehler in 
den Bescheiden erst entstehen 
lassen.

Und nicht nur das: In Zu­
kunft soll das Online-Angebot 
auch auf andere Rechtsberei­
che ausgeweitet werden. Der­
zeit lassen sich neben Hartz-IV-
Bescheiden auch Fluggast-Ent­
schädigungen prüfen. Bald soll 
das auch für Bußgeldbescheide 
aus dem Straßenverkehr sowie 
für Unfälle und Abmahnungen 
möglich sein.

Für die vielen  
mangelhaften  
Bescheide „mit 
absurden Fehlern“ 
ist es völlig in Ord-
nung, die Prüfung 
der Bescheide zu 
rationalisieren
GITTA BARUFKE, AKTIONSGEMEINSCHAFT 
ARBEITSLOSER BÜRGER UND BÜRGERINNEN 
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